
4. Appellentscheidungen270

Der Staatsgerichtshof hat mit der sogenannten Appellentscheidung von
sich aus eine «kompetenzielle Ergänzung des lückenhaften Verfassungs-
prozessrechts»271 und damit eine Erweiterung des verfassungsrechtli-
chen Kompetenzkataloges vorgenommen. Diese Entscheidungsfigur, die
in zwei Versionen vorkommt, findet weder eine verfassungs- noch eine
einfachgesetzliche Stütze.272 Der Staatsgerichtshof praktiziert diese
«pragmatische Mittellösung», wie er selber sagt, um auch dann «seine
verfassungsrechtliche Leitfunktion» unzweideutig «wahrzunehmen und
verfassungswidrige Rechtsnormen selbst dann als solche zu benennen,
wenn eine Kassation aus gewichtigen praktischen oder verfassungspoli-
tischen Gründen ausnahmsweise nicht realisierbar ist» oder wenn er
«auf eine Kassation aus Gründen der Praktikabilität bzw der Rücksicht-
nahme auf den Gesetzgeber verzichtet».273 Diese Entscheidungsvariante
ist in Kritik geraten.274 Ob der Staatsgerichtshof weiterhin an ihr festhält,
wird sich zeigen. Das Staatsgerichtshofgesetz hat nämlich die Frist für
den Kassationsaufschub von sechs Monaten auf ein Jahr verlängert, so
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270 Ausführlich zur Entwicklung und den Arten von Appellen in der Rechtsprechung
des Staatsgerichtshofes Wille, Normenkontrolle, S. 314 ff. mit Rechtsprechungs-
nachweisen; vgl. für Deutschland Schlaich/Korioth, S. 303 ff., Rz. 431 ff. und
Benda/Klein, S. 529 ff., Rz. 1279 ff; vgl. zu Ansätzen einer Appellentscheidung in
der Rechtsprechung des österreichischen Verfassungsgerichtshofes, obwohl ihm
diese Möglichkeit nicht zusteht, Oberndorfer, S. 197 und 202 f.

271 Höfling, Verfassungsbeschwerde, S. 36.
272 Vgl. dazu auch Stellungnahme der Regierung, Nr. 95/2003, S. 43, wo ausgeführt

wird, dass weder das geltende noch das künftige Recht eine hinreichende Grundlage
für Appellentscheidungen biete. In StGH 1993/3, Urteil vom 23. November 1993,
LES 2/1994, S. 37 (39) hält der Staatsgerichtshof Teile der Konkursordnung (Art. 48
bis 51) noch für verfassungsmässig, während er in StGH 1995/20, Urteil vom
24. Mai 1996, LES 1/1997, S. 30 (38 f.) von bereits verfassungswidrigen Rechtsnor-
men (Ehepaarrenten-System des AHV-Gesetzes) ausgeht, sie jedoch nicht aufhebt.
Diese letztgenannte Entscheidungsform ist mit der vom deutschen Bundesverfas-
sungsgericht entwickelten Unvereinbar- bzw. Verfassungswidrigerklärung ver-
gleichbar. Siehe Schlaich/Korioth, S. 282 ff., Rz. 395 ff.

273 So der Staatsgerichtshof in StGH 1995/20, Urteil vom 24. Mai 1996, LES 1/1997,
S. 30 (38) unter Bezugnahme auf seine bisherige Rechtsprechung.

274 Siehe dazu und zur Kritik Wille, Normenkontrolle, S. 324 f.; vgl. auch Höfling, Ver-
fassungsbeschwerde, S. 36. Er spricht von einer kompetenziellen Ergänzung des
lückenhaften Verfassungsprozessrechts durch den Staatsgerichtshof. Auch er nimmt
eher eine kritische Haltung gegenüber dieser Kompetenzerweiterung ein. Vgl. S. 197 f.


